
 

Urteil des Bundesgerichts 2C_552/2025 vom 19. März 2026 

Schadenersatzansprüche wegen Hangrutsch – kantonale Staatshaftung oder 
zivilrechtlicher Klageweg? 

Das Bundesgericht bestätigt und präzisiert seine Rechtsprechung: 

- Bestätigung: Geschädigte, deren Schaden mit einem mangelhaften öffentlichen 
Werk (wozu auch Gemeindestrassen gehören) zusammenhängt, müssen den 
zivilrechtlichen Klageweg beschreiten. Das kantonale Staatshaftungsrecht wird 
durch die vorrangigen bundesrechtlichen Haftungsnormen (Werkeigentümer-
haftung Art. 58 OR, Grundeigentümerhaftung Art. 679 ZGB) verdrängt. 
 

- Präzisierung: Diese Grundsätze gelten auch bei einem Hangrutsch oder Mur-
gang. Die Frage der Überwachung eines Hanges und das Verhalten nach einem 
Schadensereignis ist im Rahmen der privatrechtlichen Werk- und Grundeigen-
tümerhaftung zu klären. 

I Der Sachverhalt 

Im Dezember 2020 ereignete sich in der Gemeinde Glarus Süd im Kanton Glarus ein 
Erdrutsch. In der Folge musste die Niederentalstrasse von Frühling bis Herbst 2021 
saniert und gesichert werden. Trotz dieser Massnahme reaktivierte sich die Rutschung 
in der Folge mehrfach spontan. Ende August 2023 brach ein Teil der Lockergesteins-
rutschung als grosser Murgang aus und lagerte sich im Siedlungsgebiet Grit/Plattenau 
ab. 

Der Hangrutsch führte nach Darstellung der Beschwerdeführerinnen dazu, dass Erd-
reich, Schlamm und Wasser in die Erdgeschossräume ihres Fabrikareals eindrangen. 
Die Behörden erliessen daraufhin ein Betretungs- und Nutzungsverbot der Fabrikge-
bäude. Gemäss den Beschwerdeführerinnen hat dies zu ausserordentlichen Kündi-
gungen der Mieter und Mietzinsausfällen von über Fr. 1 Mio. geführt. 

Die Beschwerdeführerinnen stellten am 26. August 2024 ein Staatshaftungsbegehren 
an die Gemeinde Glarus Süd. Die Gemeinde trat am 6. Februar 2025 mangels Zustän-
digkeit nicht darauf ein. Das Verwaltungsgericht des Kantons Glarus wies die Be-
schwerde mit Urteil vom 21. August 2025 (VG.2025.00030) ab, da es sich um eine 
privatrechtliche Streitigkeit handle und die Beschwerdeführerinnen den zivilrechtlichen 
Klageweg beschreiten müssten. Hiergegen gelangten die Beschwerdeführerinnen mit 
Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten ans Bundesgericht. 
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II Streitfrage 

Gegenstand des Verfahrens bildet die Frage, ob die Gemeinde Glarus Süd auf das 
Staatshaftungsbegehren der Beschwerdeführerinnen hätte eintreten müssen.  

Standpunkte der Verfahrensbeteiligten: 

- Die Vorinstanz erachtete die Gemeinde Glarus Süd als sachlich nicht zuständig, 
da die Gemeinde bei gegebenen Voraussetzungen als Werkeigentümerin 
(Art. 58 OR) oder als Grundeigentümerin (Art. 679 ZGB) hafte, und verwies die 
Beschwerdeführerinnen auf den Zivilweg. 
 

- Die Beschwerdeführerinnen vertreten die Auffassung, sie hätten gestützt auf 
das kantonale Staatshaftungsrecht einen Anspruch auf Schadenersatz, wes-
halb die Gemeinde Glarus Süd auf das Begehren hätte eintreten müssen. Die 
Vorinstanz sei zu Unrecht von einer privatrechtlichen Streitigkeit ausgegangen. 

III Erwägungen: 

5. [Rechtsnatur der Ansprüche und Vorrang des Bundesrechts] 

5.1 [Grundsatz] 

Die Haftung der kantonalen und kommunalen Körperschaften, der Beamten und An-
gestellten der Kantone und Gemeinden gegenüber Privatpersonen für Schäden, die 
sie in Ausübung ihres Amtes verursachen, wird grundsätzlich durch die Art. 41 ff. 
OR geregelt. Die Kantone können jedoch gestützt auf Art. 59 Abs. 1 ZGB und Art. 61 
Abs. 1 OR eine spezifische kantonale Regelung erlassen (BGE 148 I 145 E. 4.1; BGE 
128 III 76 E. 1a; BGE 127 III 248 E. 1b). 

5.2 [Kantonales Staatshaftungsrecht Glarus] 

Der Kanton Glarus hat das Gesetz über die Haftung der Gemeinwesen und ihrer Amts-
träger (Staatshaftungsgesetz/GL; GS II F/2) erlassen. Gemäss Art. 6 Abs. 1 Staatshaf-
tungsgesetz/GL haftet das Gemeinwesen für den Schaden, den seine Amtsträger in 
amtlicher Tätigkeit einem Dritten rechtswidrig zufügen, und dies ohne Rücksicht auf 
ein Verschulden der Amtsträger. […] Nach Art. 5 Abs. 1 findet das Staatshaftungsge-
setz jedoch keine Anwendung auf Ansprüche eines geschädigten Dritten, soweit die 
Haftung des Gemeinwesens oder seiner Amtsträger durch das Bundesrecht geregelt 
ist und dieses die Haftung nach diesem Gesetz ausschliesst. 

[…] 
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5.4 [Vorrang des Bundesrechts] 

Besteht eine bundesrechtliche Haftungsnorm in einem Spezialgesetz, welches auch 
für die öffentlichen Gemeinwesen gilt, so geht diese bundesrechtliche Norm vor und 
die Kantone können davon nicht abweichen (Art. 49 BV; BGE 150 III 332 E. 2.3.3; 144 
II 281 E. 4.1). Die besonderen Bestimmungen gemäss Art. 58 OR über die Werkeigen-
tümerhaftung sowie nach Art. 679 i.V.m. Art. 684/685 ZGB über die Grundeigentümer-
haftung bleiben nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung vorbehalten und gehen 
dem kantonalen Staatshaftungsrecht vor (BGE 144 II 281 E. 4.1; Urteile 2C_508/2024 
vom 4. November 2025 E. 5.3; 2C_901/2022 vom 31. Mai 2023 E. 4.2 m.w.H.).   

5.5 [Werkeigentümerhaftung und Werkbegriff gemäss Art. 58 OR] 

Nach Art. 58 Abs. 1 OR hat der Eigentümer eines Gebäudes oder eines anderen Werks 
den Schaden zu ersetzen, den diese infolge von fehlerhafter Anlage oder Herstellung 
oder von mangelhafter Unterhaltung verursachen. 

Als Werk im Sinn von Art. 58 OR gilt eine stabile, durch Menschenhand künstlich her-
gestellte oder angeordnete, bauliche oder technische Anlage, die mit dem Erdboden 
direkt oder indirekt sowie dauerhaft verbunden ist (BGE 130 III 736 E. 1.1; 121 III 448 
E. 2a). Zum Werk gehören auch Teile und Zugehör, wenn sie mit dem Werk fest ver-
bunden sind (BGE 106 II 201 E. 2 S. 203). Ein Werkmangel liegt vor, wenn das Werk 
beim bestimmungsgemässen Gebrauch keine genügende Sicherheit bietet (BGE 130 
III 736 E. 1.3; 126 III 113 E. 2a/cc). Von Art. 58 OR erfasst ist nicht nur der Schaden 
an Personen und beweglichen Sachen, sondern auch an den benachbarten Grundstü-
cken (BGE 100 II 134 E. 2; 91 II 474 E. 7). Als benachbart gelten alle im Bereiche der 
Schadenswirkung eines Werkmangels liegenden Grundstücke (vgl. BGE 100 II 134 E. 
2; vgl. Urteil 4A_507/2008 vom 22. Januar 2009 E. 3.2).  

5.6 [Grundeigentümerhaftung gemäss Art. 679 ZGB und Art. 684 f. ZGB] 

Gemäss Art. 684 ZGB ist jedermann verpflichtet, sich bei der Ausübung seines Eigen-
tums aller übermässigen Einwirkung auf das Eigentum der Nachbarn zu enthalten. 
Verboten sind insbesondere alle schädlichen und nach Lage und Beschaffenheit der 
Grundstücke oder nach Ortsgebrauch nicht gerechtfertigten Einwirkungen, namentlich 
durch Erschütterungen. Für den Fall von Grabungen und Bauten wird Art. 684 
ZGB durch Art. 685 ZGB konkretisiert, wonach der Eigentümer die nachbarlichen 
Grundstücke nicht dadurch schädigen darf, dass er ihr Erdreich in Bewegung bringt 
oder gefährdet oder vorhandene Vorrichtungen beeinträchtigt (BGE 143 III 242 E. 
3.1; 119 Ib 334 E. 3b). Wird jemand dadurch, dass der Grundeigentümer sein Eigen-
tumsrecht überschreitet, geschädigt oder mit Schaden bedroht, so kann er auf Besei-
tigung der Schädigung oder auf Schutz gegen drohenden Schaden und auf Schaden-
ersatz klagen (Art. 679 Abs. 1 ZGB).   
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5.7 und 5.8 [Anwendung auf den vorliegenden Fall]  

Es ist unbestritten, dass die Niederentalstrasse eine stabile, durch Menschenhand 
künstlich hergestellte, bauliche Anlage darstellt, die mit dem Erdboden direkt und dau-
erhaft verbunden ist. Die Strasse ist daher als Werk im Sinn von Art. 58 OR zu qualifi-
zieren (BGE 130 III 736 E. 1.4; 108 II 184 E. 1a; 106 II 201 E. 2a). Die Strasse steht 
im Eigentum der Gemeinde Glarus Süd. Die Grundstücke der Beschwerdeführerinnen 
liegen im Bereich der Schadenswirkung des (allfälligen) Werkmangels der Strasse. Die 
geltend gemachten Haftungsansprüche fallen gegebenenfalls in den Anwendungsbe-
griff von Art. 58 OR. 

Eine allfällige Haftung des Gemeinwesens könnte zudem von Art. 679 ZGB erfasst 
sein, denn zwischen Art. 58 OR und Art. 679 ZGB besteht Anspruchskonkurrenz 
(BGE 111 II 429 E. 2c; 96 II 337 E. 5a). Beides bedeutet jedoch, dass die Zivilgerichte 
zuständig sind. Die Frage der Überwachung des Hanges nach dem Schadensereignis 
steht im unmittelbaren Zusammenhang mit der Werk- und Grundeigentümerhaftung 
und ist in diesem Rahmen zu klären. Gleiches gilt für die Frage, ob sich die Werkei-
gentümerin im Nachgang zum Nachrutsch falsch verhalten hat. Diese Aspekte berüh-
ren nicht die Rechtsnatur der Streitigkeit, sondern weitere allfällige Pflichten der Ge-
meinde im Zusammenhang mit dem Schadenereignis, die auf zivilrechtlichem Weg zu 
beurteilen sein werden. 

5.9 und 5.10 [Verwerfung der Gegenargumente] 

Das Vorbringen der Beschwerdeführerinnen, der Verstoss gegen Art. 58 OR bzw. 
Art. 679 ZGB stelle widerrechtliches Verhalten im Sinne von Art. 6 Abs. 1 Staatshaf-
tungsgesetz/GL dar und das kantonale Staatshaftungsrecht bleibe anwendbar, ist nicht 
stichhaltig. Es ist mit Bundesrecht vereinbar, dass die Gemeinde ihre Zuständigkeit 
verneint hat, da Art. 5 Abs. 1 Staatshaftungsgesetz/GL ausdrücklich den Vorrang des 
Bundesrechts festhält. Soweit der Sachverhalt in den Anwendungsbereich von Art. 58 
OR und Art. 679 ZGB fällt, besteht kein Raum für das kantonale Staatshaftungsrecht. 

5.11 [Ergebnis] 

Es liegt eine zivilrechtliche Streitigkeit vor. Zuständig sind die Zivilgerichte (Art. 1 lit. a 
ZPO; BGE 96 II 337 E. 2a). Der Entscheid der Vorinstanz erweist sich als bundes-
rechtskonform. Ob die kantonalen Behörden nach kantonalem Recht gehalten sind, 
die Sache den zuständigen zivilgerichtlichen Behörden weiterzuleiten, bildet nicht Ge-
genstand des vorliegenden Verfahrens. 
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IV Bemerkungen 

Einordnung in die Rechtsprechung: Das Urteil bestätigt die ständige Praxis des 
Bundesgerichts in doppelter Hinsicht und nimmt eine Präzisierung vor: 

1. Vorrang des Bundesrechts vor kantonalem Staatshaftungsrecht: Der Grund-
satz, dass eine bundesrechtliche Haftungsnorm in einem Spezialgesetz, das auch für 
öffentliche Gemeinwesen gilt, dem kantonalen Staatshaftungsrecht vorgeht, entspricht 
der gefestigten Rechtsprechung (BGE 150 III 332, E. 2.3.3; BGE 144 II 281, E. 4.1; 
Urteil 2C_901/2022 vom 31. Mai 2023 E. 4.2). Die Kantone können die Haftung zwar 
dem öffentlichen Recht unterstellen (Art. 59 Abs. 1 ZGB, Art. 61 Abs. 1 OR), dies aber 
nur soweit, als nicht vorrangiges Bundesrecht entgegensteht. Die Werkeigentümerhaf-
tung (Art. 58 OR) und die Grundeigentümerhaftung (Art. 679 ZGB) sind solche vorran-
gigen Bundesrechtsnormen. 

2. Strasse als Werk im Sinne von Art. 58 OR: Die Qualifikation einer Strasse als 
Werk ist ebenfalls gefestigte Rechtsprechung (BGE 130 III 736, E. 1.4; BGE 108 II 
184, E. 1a; BGE 106 II 201, E. 2a). Ebenso die Erstreckung der Haftung auf Schäden 
an benachbarten Grundstücken (BGE 100 II 134, E. 2). 

3. Präzisierung: Das Urteil wendet diese Grundsätze auf einen Hangrutsch- und Mur-
gang-Kontext an und präzisiert, dass auch die Frage der Überwachung eines Han-
ges sowie allfälliges Fehlverhalten der Gemeinde (als Werkeigentümerin) nach 
dem Schadensereignis im unmittelbaren Zusammenhang mit der Werk- und 
Grundeigentümerhaftung stehen und in diesem Rahmen zu klären sind. Diese 
Aspekte berühren nicht die Rechtsnatur der Streitigkeit. Es handelt sich um weitere 
Pflichten der Gemeinde im Zusammenhang mit dem Schadensereignis, die ebenfalls 
auf zivilrechtlichem Weg zu prüfen sind. 

Fazit 

Das Urteil 2C_552/2025 ist eine Bestätigung und Weiterführung der bestehenden 
Rechtsprechung des Bundesgerichts. Geschädigte, deren Schaden mit einem (allfälli-
gen) Werkmangel einer Gemeindestrasse zusammenhängt, müssen den zivilrechtli-
chen Klageweg beschreiten. Das kantonale Staatshaftungsrecht wird durch die vor-
rangigen bundesrechtlichen Haftungsbestimmungen (Art. 58 OR, Art. 679 ZGB) ver-
drängt – dies bereits aufgrund der ausdrücklichen Vorbehaltsklausel in Art. 5 Abs. 1 
des glarnerischen Staatshaftungsgesetzes. 

Praktisch bedeutet dies für die Beschwerdeführerinnen, dass sie ihre Ansprüche vor 
den Zivilgerichten geltend machen müssen, wo die materielle Frage – ob ein Werk-
mangel vorliegt und ob die Gemeinde als Werkeigentümerin oder Grundeigentümerin 
haftet – zu beurteilen sein wird.  

(Beitrag von Mlaw Nadine Seiler) 


